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IX. Ausnahme: Entwicklungstätigkeiten vor
Inverkehrbringen (Art. 2 Abs. 8)

70 Forschungs-, Test- und Entwicklungstätigkeiten zu KI-Systemen oder KI-Mo-
dellen, die noch nicht in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wurden,
sind nicht von den Vorgaben der KI-VO umfasst. Der Ausschluss dient dem Ver-
ordnungsziel der Innovationsförderung und gründet auf dem Gedanken, dass
nicht in Verkehr gebrachte oder in Betrieb genommene Systeme oder Modelle,
die sich noch in der Entwicklung befinden, kein Risiko für die Rechte der Uni-
onsbürger darstellen. Die Anwendung der Regelungen zu KI-Reallaboren, in de-
nen KI-Systeme entwickelt werden können, bleibt von der Ausnahmeregelung
des Abs. 8 unberührt, wie sich aus ErwG 25 Satz 5 ergibt. Forschungs-, Test- und
Entwicklungstätigkeiten im Bereich KI sind vielfältig und umfassen verschie-
dene Aspekte – von theoretischen Studien bis hin zu praktischen Anwendungen.
Im Bereich derGrundlagenforschung liegt der Fokus auf der Entwicklung neu-
er Algorithmen, die die Leistungsfähigkeit und Effizienz von KI-Systemen ver-
bessern können. Dazu gehören beispielsweise Studien zu den mathematischen
und statistischen Grundlagen von Machine Learning und den darin verwendeten
neuronalen Netzen. In der angewandten Forschung werden KI-Systeme für be-
stimmte Bereiche entwickelt und angepasst. Für die Forschungstätigkeiten ist
auch die Zusammenarbeit mit Experten von Disziplinen außerhalb der Informa-
tik, wie beispielsweise der Linguistik oder der Psychologie, relevant. Die aktuelle
Forschung konzentriert sich insbesondere auch auf Machine Learning. Dafür
sind bei der Entwicklung enorme Datenmengen und Speicherkapazitäten erfor-
derlich.116

71 Die Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten sollen ErwG 25 Satz 7 zufolge
nach anerkannten ethischen und professionellen Grundsätzen für die wissen-
schaftliche Forschung und unter Wahrung des geltenden Unionsrechts ausge-
führt werden.

72 Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens war die Ausnahme von verschiedenen
Tätigkeiten, die zur Innovation im KI-Bereich beitragen, diskutiert worden. Bei-
spielsweise war im Vorschlag des Europäischen Rates neben der Privilegierung
der Forschung an KI-Systemen und -Modellen auch die Forschung mit KI-Sys-
temen vorgesehen.117 Damit wären auch Forschungstätigkeiten mit einem bereits
in Verkehr gebrachten KI-System, das nicht allein dem Zweck der wissenschaft-
lichen Forschung dient, von der KI-VO ausgenommen gewesen. Möglicherweise
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116 Niederée/Neidel, in: Ebers/Heinze/Krügel/Steinrötter, Künstliche Intelligenz und Ro-
botik, § 2 Rn. 18.

117 Art. 2 Abs. 6 und 7 KI-VO-E Rat; dazu Feuerstack/Becker/Hertz, ZfDR 2023, 421,
433; Becker, ZfDR 2023, 164, 181.



hätten so die Vorgaben für die Betreiber solcher Systeme umgangen werden kön-
nen. Diese komplizierte Konstellation beinhaltete also Rechtsunsicherheiten.
Die spätere Parlamentsfassung beschränkte die Privilegierung von Forschungs-,
Test- und Entwicklungstätigkeiten deshalb auf den Zeitraum vor dem Inverkehr-
bringen.118 Dies hat sich auch in der finalen Fassung niedergeschlagen. Somit
müssen bei der Forschung an KI-Systemen, solange sie mit nicht für die For-
schung bestimmten KI-Systemen erfolgt, dennoch die Anforderungen der KI-
VO an letztere Systeme eingehalten werden.

73Das Verhältnis zu Abs. 6 bestimmt sich nach dem Zweck der jeweiligen KI-Sys-
teme: Für die Forschung an KI-Systemen nach Abs. 8 kommt es nicht darauf an,
ob ihr alleiniger Zweck der wissenschaftlichen Forschung und Entwicklung
dient. Solange ein KI-System nicht in den Verkehr gebracht oder in Betrieb ge-
nommen ist, hält der europäische Gesetzgeber die Forschung daran unabhängig
von seinem Zweck für zulässig. Dient ein KI-System hingegen generell alleine
der wissenschaftlichen Forschung und Entwicklung, kann es auch nach Inver-
kehrbringen und Inbetriebnahme ohne Berücksichtigung der KI-VO genutzt
werden.

74Eine Rückausnahme besteht nach Abs. 8 hinsichtlich Tests unter Realbedingun-
gen nach Kapitel VI der KI-VO, weil dort spezifische Vorschriften für solche
Entwicklungstätigkeiten geschaffen wurden.

X. Produktsicherheit/Verbraucherschutz (Art. 2 Abs. 9)

75Die KI-VO berührt nicht die Vorschriften anderer Rechtsakte der Union zum
Verbraucherschutz und zur Produktsicherheit. Diese Regelung dient der Ver-
einbarkeit des Gesetzes mit den bereits bestehenden Rechtsakten des New Le-
gislative Framework und der Einheitlichkeit der Vorgaben.119 Von KI-Systemen
gehen Risiken aus, denen auch mit den Verbraucherschutzvorschriften, den Da-
tenschutzregelungen, dem Produktsicherheitsrecht und auch der Grundrechte-
charta bisher nicht ausreichend begegnet werden kann.120 So ist beispielsweise
das Training von KI bislang weitgehend unreguliert und hat immer wieder zu
voreingenommenen Ausgaben bei der Anwendung der KI-Systeme geführt.121

Mit der KI-VO soll dem abgeholfen werden. Durch den horizontalen Ansatz der
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118 Art. 2 Abs. 5d KI-VO-E Parlament.
119 Vgl. ErwG 9 Satz 2.
120 Vgl.Orssich, EuZW 2022, 254, 255.
121 Motoki/Neto/Rangel, More Human than Human: Measuring ChatGPT Political Bias,

5.3.2023, SSRN 4372349; Weidemann, Der schwarze Wehrmachtssoldat, FAZ v.
22.10.2023.



Regulierung kann es stellenweise zu Überschneidungen mit anderen produktsi-
cherheitsrechtlichen Vorschriften kommen (siehe oben Rn. 7, 29, 56).122 Diese
Vorschriften sollen neben der KI-VO anwendbar sein.123 Zu beachten ist, dass
KI-Systeme, von denen kein nach der KI-VO als relevant zu klassifizierendes
Risiko ausgeht, nach den Anforderungen der Verordnung (EU) 2023/988 zu
beurteilen sind, die als Sicherheitsnetz dient.124 Fällt ein KI-System also weder
unter die Vorschriften für Hochrisiko-KI-Systeme noch unter die Vorgaben für
bestimmte KI-Systeme nach Art. 50 und stellt es keine verbotene Praktik nach
Art. 5 dar, dann geht von ihm nach der Klassifizierung des risikobasierten An-
satzes weder ein hohes noch ein geringes Risiko aus. Soweit es sich dann auch
nicht um ein KI-System der speziellen Kategorie von Systemen mit allgemei-
nem Verwendungszweck handelt, bestehen für das Inverkehrbringen oder Be-
treiben des KI-Systems keine Anforderungen. Damit das System in einem sol-
chen Fall dennoch allgemeinen Sicherheitskriterien entspricht, gilt die allge-
meine Produktsicherheitsverordnung (EU) 2023/988.

76 Im Wortlaut des Abs. 9 wird außerdem deutlich, dass es sich bei der KI-VO um
einen Rechtsakt zum Verbraucherschutz und zur Produktsicherheit handelt. Dies
ergibt sich bereits aus der Begründung, der Systematik und dem Zweck,125 kann
aber anhand des Wortes „anderer“ ebenfalls gefolgert werden. In der Literatur
wird bislang häufig von einer Regulierung gesprochen, die nach dem Konzept
des Produktsicherheitsrechts entwickelt wurde, selten aber von einer produktsi-
cherheitsrechtlichen Regulierung.126 Warum mit der Einordnung der KI-VO als
Harmonisierungsrechtsvorschrift so zurückhaltend umgegangen wird, ist nicht
ersichtlich. Es handelt sich um eine Verordnung zur Harmonisierung der Vor-
schriften über „das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme und die Verwendung
von KI-Systemen in der Union […]“ (Art. 1 Abs. 2 lit. a), die trotz kleiner dem
speziellen Regelungsgegenstand geschuldeter Abweichungen (horizontaler An-
satz, siehe Rn. 7; siehe auch Art. 1 Rn. 46) am Konzept des europäischen Pro-
duktsicherheitsrechts (Neuer Rechtsrahmen und NLF) ausgerichtet ist. Sie regelt
Kernbestandteile dieses Konzepts (z.B. Konformitätsbewertung) und das Ver-
hältnis zu anderen Vorschriften, die ebenfalls auf diesem Konzept beruhen. Mit-
hin ist die KI-VO als Harmonisierungsrechtsvorschrift im Sinne des europä-
ischen Produktsicherheitsrechts einzustufen.
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122 Wiebe, BB 2022, 899, 905.
123 Roos/Weitz, MMR 2021, 844, 846;Wiebe, BB 2022, 899, 905.
124 ErwG 166.
125 Siehe Art. 1 Rn. 67.
126 Vgl. Ebers/Hoch/Rosenkranz/Ruschemeier/Steinrötter, RDi 2021, 528, 536; Reusch,

RDi 2023, 152, 153; Roos/Weitz, MMR 2021, 844, 845; Ebers, RDi 2021, 588;Wiebe,
BB 2022, 899;Orssich, EuZW 2021, 254, 256.



XI. Ausnahme: Persönliche und nicht berufliche Tätigkeit
(Art. 2 Abs. 10)

77Die KI-VO findet nach Art. 2 Abs. 10 keine Anwendung auf Betreiber, die na-
türliche Personen sind und die KI-Systeme im Rahmen einer ausschließlich per-
sönlichen und nicht beruflichen Tätigkeit verwenden. Damit sollen all dieje-
nigen Aktivitäten aus dem Anwendungsbereich ausgenommen werden, die Ver-
wender eines KI-Systems zu privaten Zwecken vornehmen. In diesem Szenario
hält der Gesetzgeber die Einhaltung der Vorgaben der KI-VO, insbesondere
wohl die Einhaltung der Betreiberpflichten, nicht für angezeigt. In der Ausnah-
me wird auf den Betreiberbegriff aus Art. 3 Nr. 4 zurückgegriffen (siehe Art. 3
Nr. 4 Rn. 104ff.). Der Betreiber wird dort definiert als „eine natürliche oder
juristische Person, Behörde, Einrichtung oder sonstige Stelle, die ein KI-System
in eigener Verantwortung verwendet, es sei denn, das KI-System wird im Rah-
men einer persönlichen und nicht beruflichen Tätigkeit verwendet“.

78Der Verweis auf den Betreiber in Art. 2 Abs. 10 ist irreführend. Wer als natürli-
che Person ein KI-System zu persönlichen und nicht beruflichen Tätigkeiten ver-
wendet, ist nach der Definition in Art. 3 Nr. 4 schon gar kein Betreiber. Wer kein
Betreiber ist, den treffen aber auch keine Pflichten der KI-VO (soweit er keine
andere Akteursrolle erfüllt). Die Art. 2 Abs. 10 und Art. 3 Nr. 4 stehen damit in
einem Widerspruch. Art. 2 Abs. 10 ist überflüssig, weil sich sein Regelungsge-
halt schon aus dem Wortlaut von Art. 3 Nr. 4 ergibt. Denn wer danach kein Be-
treiber ist und auch sonst kein Akteur, für den enthält die KI-VO ohnehin keine
Vorgaben.

79Es handelt sich aller Wahrscheinlichkeit um einen redaktionellen Fehler. Er ist
eine Folge verschiedener Änderungsvorschläge im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens. Art. 2 Abs. 10 wurde erst mit dem Entwurf des Europäischen Rates
eingeführt. Die Regelung lautete: „Diese Verordnung gilt nicht für die Pflichten
von Nutzern, die natürliche Personen sind und KI-Systeme im Rahmen einer
ausschließlich persönlichen und nicht beruflichen Tätigkeit verwenden, mit
Ausnahme von Art. 52.“ Zusätzlich zu dieser Regelung wurde der Nutzer wie
folgt definiert: „Nutzer [ist] eine natürliche oder juristische Person, […] unter
deren Verantwortung das System verwendet wird“. Mit der Einigung im Trilog-
verfahren wurde der Nutzer zum Betreiber geändert und die oben genannte Defi-
nition eingeführt.127 Die Regelung in Art. 2 Abs. 10 wurde aber nur insoweit ge-
ändert, als der Verweis auf Art. 52 entfernt und der Begriff des Nutzers durch
den Betreiber ersetzt wurde. Damit kam es zu einer doppelten Nennung der per-
sönlichen und nicht beruflichen Tätigkeit und demWiderspruch der beiden Vor-
schriften.
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80 Zweck von Art. 2 Abs. 10 ist die Herausnahme natürlicher Personen aus dem
Pflichtenkreis der KI-VO unter bestimmten Bedingungen. Richtigerweise müss-
te Art. 2 Abs. 10 dann lauten: Die von dieser KI-VO adressierten Pflichten gel-
ten nicht für natürliche oder juristische Personen, Behörden, Einrichtungen oder
sonstige Stellen, die KI-Systeme im Rahmen einer ausschließlich persönlichen
und nicht beruflichen Tätigkeit verwenden.

81 Die Ausnahme von der KI-VO für die persönliche, nicht berufliche Nutzung,
entspricht dem Verordnungszweck, Regelungen für die Sicherheit von KI-Sys-
temen für die jeweils für die Systeme verantwortlichen Stellen zu schaffen. In
aller Regel wird die Person, die ein KI-System für persönliche, nicht berufliche
Zwecke nutzt, keinen Einfluss auf die Sicherheit des Systems haben. Darüber
hinaus fördert die Ausnahme auch den Nutzen von KI-Systemen für die Zivilbe-
völkerung: Weniger Vorgaben für die persönliche Verwendung von KI können
die Kreativität und das Experimentieren mit der Technologie fördern. Durch die
einfache Zugänglichkeit zu den Systemen steigt deren Verwendung und damit
bestenfalls auch deren Akzeptanz. Die KI-Systeme stellen für die Menschen ein
Werkzeug dar, das sie im beruflichen Kontext unter bestimmten Vorausset-
zungen, privat aber frei und in eigener Verantwortung nutzen können. Das för-
dert den Verordnungszweck der menschenzentrierten KI.

XII. Arbeitnehmerrechte (Art. 2 Abs. 11)

82 Die KI-VO erlaubt es den Mitgliedstaaten sowie der EU, Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften beizubehalten oder einzuführen, die für Arbeitnehmer im
Hinblick auf den Schutz ihrer Rechte bei der Verwendung von KI-Systemen
durch die Arbeitgeber vorteilhafter sind. Darüber hinaus können die Mitglied-
staaten oder die EU die Anwendung von Tarifverträgen fördern oder zulassen,
die für Arbeitnehmer vorteilhafter sind. Die Regelung hat mit dem Parlaments-
vorschlag Eingang in den Verordnungstext gefunden und wurde wortgleich in
die finale Fassung übernommen.128

83 Ziel der EU ist die Förderung sozialen Fortschritts und die Verbesserung der Le-
bensbedingungen der europäischen Bevölkerung. Dies umfasst auch die Verbes-
serung der Beschäftigungsbedingungen und ergibt sich aus der Präambel der
AEUV.Die EUergänzt die arbeitsrechtlichenRegelungsvorhaben der EU-Länder
durch die Festlegung von Mindeststandards an Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen, soziale Sicherheit und sozialen Schutz vonArbeitnehmern undweite-
re in Art. 153 Abs. 1 lit. a–k AEUV genannte Aspekte. Die einzelnen Mitglied-
staaten können aber ein höheres Schutzniveau vorsehen, soweit ihnen die Min-
deststandards nichtweitreichendgenug sind.DiesemZiel entspricht dieRegelung
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128 Vgl. Art. 2 Abs. 11 KI-VO-E Parlament.



vonAbs. 11, der regelt, dass dieMitgliedstaaten und auch die EU selbst weiterge-
hende Vorgaben in Bezug auf den Schutz ihrer Rechte bei der Verwendung von
KI-Systemen durch Arbeitnehmer beibehalten oder einführen können. Mitglied-
staaten können insoweit eigenständig darüber entscheiden, strengere Schutzvor-
gaben an die Verwendung von KI-Systemen im arbeitsrechtlichen Kontext zu
stellen, wenn sie die Ansicht vertreten, die Schutzmöglichkeiten gegenüber den
Systemen seien zu gering. Das kann stark von den in den jeweiligenMitgliedstaa-
ten herrschenden Politiken abhängen. Die Harmonisierung von Mindestanforde-
rungenwird dadurch nicht beeinträchtigt, dennoch kann es zuFragmentierungs-
folgen kommen: Dadurch, dass es sich bei der Regulierung von KI-Systemen
häufig um einen vom Körperlichen losgelösten Sachverhalt handelt, erscheinen
verschiedene Vorgaben in verschiedenen Staaten für KI-Systeme von nur einem
Anbieter wenig sinnvoll, weil dieser sein System für ein „Abnehmerland“ anpas-
senmüsste.Ob einzelne Staaten hier tätigwerden, bleibt abzuwarten.

XIII. Ausnahme: Open Source (Art. 2 Abs. 12)

84DieKI-VOnimmtKI-Systeme, die unter freienoderquelloffenen (open-source)
Lizenzen bereitgestellt werden, von ihrem Anwendungsbereich aus, soweit es
sich nicht um Hochrisiko-KI-Systeme oder KI-Systeme nach Art. 5 oder 50
handelt, die in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen werden. Unter freien
Lizenzen können solche Lizenzen verstanden werden, die ihren Verwendern be-
stimmte Freiheiten bezüglich der Nutzung, Veränderung und Weiterverbreitung
der Lizenz ermöglichen. In Bezug auf KI-Lizenzen bedeutet das beispielsweise,
dass der Verwender das KI-System zu jedem beliebigen Zweck ausführen oder
Kopien weitergeben darf. Daneben kann auch die Freiheit umfasst sein, das KI-
System zu verändern. Das setzt den Zugang zum Quellcode des KI-Systems vo-
raus. Bei solchen quelloffenen (open-source) Lizenzen ist der Quellcode für alle
sichtbar. Das führt dazu, dass er von jedermann eingesehen, verändert oder wei-
terverbreitet werden kann. Quelloffene KI-Systeme können zur Innovation bei-
tragen, indem Interessierte selbst Änderungen an ihnen vornehmen können,
neue Funktionen programmieren können oder sie auf ihre Bedürfnisse anpassen
können.

85Um das Verordnungsziel der Innovation zu fördern, wurde die Ausnahme vom
Anwendungsbereich im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens auf Vorschlag des
Parlaments eingeführt. Im Kommissionsentwurf war eine solche Regelung noch
nicht enthalten. Das Fehlen wurde kritisiert, weil es schwerwiegende Folgen für
Forschung und Entwicklung von KI-Systemen haben könne.129 Wenn auch die
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129 Ebers/Hoch/Rosenkranz/Ruschemeier/Steinrötter, RDi 2021, 528, 529; Becker/Feu-
erstack, MMR 2024, 22, 23; allgemein auch de la Durantaye, ZUM 2023, 645, 657.



Anbieter quelloffener KI-Systeme die teils strengen Anforderungen mitsamt de-
ren finanzieller Voraussetzungen erfüllen müssten, könnten die häufig freiwillig
bzw. ehrenamtlich agierenden Entwickler solcher KI-Systeme ihrer Arbeit nicht
mehr nachkommen. Auch seitens der KI-Wirtschaft wurde deshalb eine Ausnah-
me für Open-Source-Systeme gefordert.130 Insbesondere im Software- und KI-
Bereich spielen frei zugängliche Produkte eine große Rolle. So hat eines von Eu-
ropas größten KI-Start-ups – Mistral AI – seine KI-Systeme anfangs mit einem
Open-Source-Ansatz entwickelt. Gleiches gilt für den deutschen Anbieter
LAION, der Datensätze zur Entwicklung von KI-Systemen zur Verfügung stellt.
Open-Source-KI ermöglicht es kleinen und mittleren Unternehmen sowie natür-
lichen Personen auf der ganzen Welt, hochwertige Ressourcen für die Entwick-
lung ihrer Produkte zu nutzen, ohne dabei hohe Lizenzgebühren aufbringen zu
müssen. Zu beachten ist, dass auch quelloffene Software nicht zwangsläufig
kostenfrei ist. Durch die Offenlegung von Quellcodes wird die Zusammenarbeit
von verschiedenen Entwicklern ermöglicht, was zu schnellerem Fortschritt füh-
ren kann. Auch das Vertrauen der Gesellschaft ist bei Open-Source-Projekten
häufig höher, weil die Verwender üblicherweise in der Lage sind, die Quellcodes
der Produkte zu überprüfen. Dementsprechend wurde die Bereichsausnahme für
Open-Source-KI unter bestimmten Voraussetzungen von Wirtschaft und Öffent-
lichkeit weitgehend positiv bewertet. Nichtsdestotrotz wird der Nutzen der Vor-
schrift wegen der folgenden Beschränkungen in Frage gestellt:131 Verbotene KI-
Praktiken nach Art. 5, bestimmte KI nach Art. 50 und Hochrisiko-KI-Systeme
sind von der Ausnahme nicht umfasst. Verbotene KI-Praktiken sollen nachvoll-
ziehbarerweise auch nicht Open Source entwickelt werden. Differenzierter muss
die Regelung hinsichtlich Hochrisiko-KI-Systemen und Systemen, die unter
Art. 50 fallen, beurteilt werden. Die Tatsache, dass solche Systeme nicht frei ent-
wickelt werden können, stellt die Entwicklerunternehmen erneut vor finanzielle
Herausforderungen. Die Entwicklung derartiger Systeme erfordert gesteigerte
finanzielle Möglichkeiten, um die Anforderungen der KI-VO umzusetzen. Diese
finanziellen Voraussetzungen sind auf dem europäischenMarkt weniger verbrei-
tet, der eher von kleinen und mittleren Unternehmen geprägt ist. Die Abhängig-
keit von großen Playern aus dem angloamerikanischen und asiatischen Raum
wird damit gefördert, während die Innovation in der EU gehemmt ist.

86 Dass der Bereich, in dem Anbieter von Open Source privilegiert sind, nur sehr
eng ist, zeigt auch ErwG 103 Satz 3: „Für die Zwecke dieser Verordnung sollten
KI-Komponenten, die gegen einen Preis bereitgestellt oder anderweitig moneta-
risiert werden, einschließlich durch die Bereitstellung technischer Unterstützung
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130 Creative Commons et al., Supporting Open Source and Open Science in the EU AI
Act, S. 15; LAION gemeinnütziger e.V., An Open Letter to the European Parliament:
Protecting Open-Source AI for a Safe, Secure, and Sovereign Digital Future, S. 1 f.

131 Becker/Feuerstack, MMR 2024, 22; Bomhard/Siglmüller, RDi 2024, 45, 54.



oder anderer Dienste – einschließlich über eine Softwareplattform – im Zusam-
menhang mit der KI-Komponente oder durch die Verwendung personenbezoge-
ner Daten aus anderen Gründen als der alleinigen Verbesserung der Sicherheit,
Kompatibilität oder Interoperabilität der Software, mit Ausnahme von Transak-
tionen zwischen Kleinstunternehmen, nicht unter die Ausnahmen für freie und
quelloffene KI-Komponenten fallen.“ Das bedeutet, dass Anbieter von Open-
Source-KI-Systemen schon nicht mehr von der Ausnahme umfasst sind, sobald
sie irgendeine Art der Gegenleistung für das von ihnen angebotene System er-
halten. Mit dieser Einschränkung führt auch schon die mittelbare Monetarisie-
rung von Open-Source-KI zur Anwendbarkeit der Verordnung.132 Erhält der An-
bieter beispielsweise die Daten der Verwender und Verwenderinnen und verwer-
tet diese gegen Geldleistung, muss er sich an die KI-VO halten.

87Dafür, dass die in der KI-VO vorgesehenen Maßnahmen zugunsten von Anbie-
tern quelloffener und freier KI sowie KMU und Start-up-Unternehmen nicht
ausreichen könnten, um deren Bedarfen gerecht zu werden, spricht auch folgen-
der Fall:

88Mistral AI, ein französisches KI-Start-up-Unternehmen, hatte bislang Large-
Language-Modelle entwickelt. Diese wurden teilweise unter Offenlegung ihres
Quellcodes zur Verfügung gestellt. Mistral war offenbar eines von vielen Unter-
nehmen, die während des Gesetzgebungsverfahrens zur KI-VO über die Vertre-
ter im Rat und Parlament Druck ausgeübt haben, um umfangreiche Privilegie-
rungen durchzusetzen. Diese Privilegierungen sollten für KMU, Start-up-Unter-
nehmen und die Anbieter von freier und quelloffener Software gelten und insbe-
sondere die Entwicklung von quelloffenen Large-Language-Modellen aus dem
Anwendungsbereich der KI-VO ausnehmen. Kurz nach Veröffentlichung des fi-
nalen Entwurfs gab Mistral bekannt, eine Kooperation mit Microsoft – einem
der größten US-amerikanischen Technologieentwickler – einzugehen. Ob in
einer solchen Konstellation auch weiterhin ein Open-Source-Ansatz verfolgt
wird, ist fraglich. Dieser Fall zeigt, dass Maßnahmen zur Unterstützung der In-
novation, die von den Adressaten als zu geringfügig angesehen werden, mögli-
cherweise zu Hemmnissen führen können. Hemmnissen in der Form, dass Unter-
nehmen, die von einem Open-Source-Ansatz geprägt sind und damit maßgeblich
zur Innovation beitragen, diesen Ansatz aufgeben oder umstellen.
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132 Bomhard/Siglmüller, RDi 2024, 45, 53.



Art. 3 Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. „KI-System“ ein maschinengestütztes System, das für einen in unter-
schiedlichem Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist und das nach sei-
ner Betriebsaufnahme anpassungsfähig sein kann und das aus den er-
haltenen Eingaben für explizite oder implizite Ziele ableitet, wie
Ausgaben wie etwa Vorhersagen, Inhalte, Empfehlungen oder Entschei-
dungen erstellt werden, die physische oder virtuelle Umgebungen beein-
flussen können;

2. „Risiko“ die Kombination aus der Wahrscheinlichkeit des Auftretens
eines Schadens und der Schwere dieses Schadens;

3. „Anbieter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrich-
tung oder sonstige Stelle, die ein KI-System oder ein KI-Modell mit all-
gemeinem Verwendungszweck entwickelt oder entwickeln lässt und es
unter ihrem eigenen Namen oder ihrer Handelsmarke in Verkehr bringt
oder das KI-Systemunter ihrem eigenen Namen oder ihrer Handelsmar-
ke in Betrieb nimmt, sei es entgeltlich oder unentgeltlich;

4. „Betreiber“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrich-
tung oder sonstige Stelle, die ein KI-System in eigener Verantwortung
verwendet, es sei denn, das KI-System wird im Rahmen einer persönli-
chen und nicht beruflichen Tätigkeit verwendet;

5. „Bevollmächtigter“ eine in der Union ansässige oder niedergelassene na-
türliche oder juristische Person, die vom Anbieter eines KI-Systems
oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck schriftlich
dazu bevollmächtigt wurde und sich damit einverstanden erklärt hat, in
seinem Namen die in dieser Verordnung festgelegten Pflichten zu erfül-
len bzw. Verfahren durchzuführen;

6. „Einführer“ eine in der Union ansässige oder niedergelassene natürliche
oder juristische Person, die ein KI-System, das den Namen oder die
Handelsmarke einer in einem Drittland niedergelassenen natürlichen
oder juristischen Person trägt, in Verkehr bringt;

7. „Händler“ eine natürliche oder juristische Person in der Lieferkette, die
ein KI-System auf dem Unionsmarkt bereitstellt, mit Ausnahme des An-
bieters oder des Einführers;

8. „Akteur“ einen Anbieter, Produkthersteller, Betreiber, Bevollmächtig-
ten, Einführer oder Händler;

9. „Inverkehrbringen“ die erstmalige Bereitstellung eines KI-Systems
oder eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck auf dem
Unionsmarkt;
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